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_ßekiagte und Rev1319nsteklaétel

’.Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat'ohne mündliche.

4Verhandlung am 13Q_Juni 198ü{

für Reeht erkannt:

Die Revisiön des Klägers gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts Rheinland—Pfalz vom 1“. April 1983 wird zurückge-

wiesen.

Die im Revisionsverfahren entstandenen Kosten sind nicht .‘

zu erstatten.
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G r ü n d e

Streitig ist der Anspruch eines Schwerbehinderten_auf Alters- “=‘

ruhegeld bis zur Vollendung des 62. Lebensjahres (von März 1981

bis'dannar 1983). ‘

.
per im Januar l921 geborene Kläger gab im Februar 1981 seine

selbständige Tätigkeit als Automatehaufsteller durch Übergabe
des

Geschäfts an seine Ehefrau auf und beantragte Altersruhegeld als

anerkannter Schwerbehinderter. Die danebenausgeübteTätigkeit 2

als ehrenamtlieher ortSbürgermeister einer_verbandsangehörigen
Öé@eindé in Rheinland-Pfalz übte er keiterhih aus und‚erhielt'

bierfür eine mbnatliche Aufwandsentschädigung in Höhe
vbhjfpi

717,5; DM, die zu einem
brittel

als Steuer- und sozialvéreiche-

rungsfrei behandelt wurde. Die Beklagte lehnte_den Antrag ab, da

die iü beachtende Verdienstgrenze von ü25,-- DMum
53‚-388M8 .

übersehritten sei (Bescheidvom8. Juli 1981;Widerspruchsbe—
sebeid Vöm26.?November 1981). Klage und Berüfüng —

letstere hat

der Kläger auf die Zeit von März 1981 bis Januar 1983 be; „ '

scbränkt; blieben ohneErfolg (Urteil
desSozialgerichts JSG-

éöh 22. September 1982, Urteil des Landessozialgeriehts —LSG-

.äo@ 1H. April 3983); Das LSG hat die Verdienstgrenze von monat-

liéh 825;?— DM als überschritten angesehen; weil die gezahlte

Äüfnandsentschädigung in Höhe von 478,44 DMmonatlich Arbeits-
entgelt iS des 5 1“ des Sozialgesetzbuches - Gemeinsame Vor-

schriften für die Sozialversicherung —
(SGB IV) gewesen sei. Die
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Tätigkeit als ehrenamtlicher Ortsbürgermeister sei eine unselbf‘

ständige Beschäftigung is'des 5 7 Abs 1 SGBIV. Die hierin er;
forderliche Weisungsgebundenheit sei auch dort noch vorhanden, wo

sie
sich bei hochqualifizierten Mitarbeitern zur funktionsge-

rechten dienenden Teilhabe am Arbeitsprozeß verfeinert habe. Zur.

Begründung der VerSicherunngf1icht reiche
es aus, daß ein eh- ‚;

renämt1icher Bürgermeister nicht nur
Repräsentant_ seiner Ge-

meinde‚_sondern zugleich der Leiter der Gemeindeverwaltung sei.

Die Tatsache, daß'2wei'Drittel der'Aufwandsentschädigung aer

Steuere'und SoiialVerSicherungSpflicht unterworfen seien, zeige

bereits, daßdie'faktiséhe:Vernaltungsarbeit des Klägers bei '
weitem die reinen Repräsentationspflichten übersteige. Zwar führe

naeh' 5 68 Abs
1 der Gemeindeordnung (Gem0) die

Verbandsgemeinde

die Vérwa1tungsgeSchäfte der
ortsgemeinden in deren Namen und '

Äuftragé in den 0rtsgemeinden sei jedoch die
Gemeindeverwaltung

in'der'■egel auf die Person'des Ortsbürgermeisters konzentriert,

er sei die Gemeindebehörde,
an die sich die Bürger ih' 'a11en

Verwaltungsfragen zunächst wenden. 'Um echte Verwaltungsgeschäfte

hande1e es 'sich ferner bei der Vorbereitung der Beseh1üsse des&

Ortsgemeinderates und der Ausschüsse sowie bei' den
-

'zumindest in

größeren Ortsgemeinden'; zu treffenden Personalentscheidungen
sonie bei der beglaubigung'von Abéchriften und UnterSchriften.

Auch 15 Rahmen der durch 5 VÖ Abs'1'Gem0 vorgeschriebenen ver-

trauensvollen Zusammenarbeit zwischen Verbands- und Ortsgemeinde

seien wichtige Verwa1tungsaufgaben
zu

erfüilen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver-

letzung des 5 25 Abs H des Angestelltenversicherungsgesetzes
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(AVG) iVm den 55 7 Abs 1 und 1H Abs 1 SGBIV. Schon der
Bürger—-fi

mei5ter einer Gemeinde in Rheinland—Pfalz leiste im Hinblick aufih

seine im Gesetz festgelegten Befugnisse keine abhängige Arbeit;

Das geite insbesondere für den 0rtsbürgerméistér, da die Ver-'

waltung
der Ortsgemeinde

von der Verbandsgemeindeverwaltung
er-

folge und dem Qrtsbürgermeister nur noch die Repräsentations- und

Vorsitzaufgaben
zufielen. „#

Der Kläger beantragt,ai*—

' unter Aufhebungder Urteile des
Landessozialgerichts

und des Sozial—

'gericht$ sowie
der Bescheide den

'Beklagten
diese zu verurteilen, dem

Klägerfür die Zeit vonMärz1981bis
Januar 1983 Altersruhegeld für anerkannte

Sohüerbehinderte
zu zahlen.-

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweiseng,

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung zugestimmt.

1:

Die Revision des Klägers war zurückzuweisen._
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Die Berufung des Klägers war, was der Senät.von Amts wegen zuv'

9prüfen hatte, zulässig; der Berufungsausschließungsgrund des

$ 146 ngialgerichthesetz (SGS) greift nicht ein, da die Beru—

fung nach den in der letzten mündlidhen Verhandlung gestellten'

Anträéen den Zeitraum von März 1981 bis Januar 1983'betrifft, der

bei Ein1egung der Berufung im Okt9ber 1982 noeh nicht abgelaufen

war (vg1 SozR1500s 1u6Nr 6, 7,12 und 1u>. "

Dém.Kläger steht jedoch.dér geltend gemachte Ansbruch auf Al-.f

_tersrunegeld iäd 5 25 Abs 1 AVGfür die Zeit vor Vol1endung sei-
nes 621'Lebensjahre3'wegen Überscnreitens der nach 5 25 Abs.ä‚c

satz 3 AVG in der
Fassung des Gesetzes 70ü‘6._N0vember.1978 iVm

5 25 Abs H‘Satz 2 AVG in der
Fassung des Gesetzes vom 30. MäPZ“

‚1973 naBgebendenlverdienStgrenze von H25,-— DM nicht zu. Das LSG

hät.die f9rtgeführte
Tätigkeit des Kläéérs als ehrénantlibhéri»n

Ortsbürgermeister
zu

Recht als "Beschäftigung gegen Entgelt" iS

des 5125 Abs “ Satz‘1 AVG in der Fassung des Gesetzes vom.” .'d

271 Juni 1977 9n3esehen; die weder den Tatbestand einer nur' '

gelegentlichen Bes9häftigung
iS des dertigenlßuehstaben a erfüllt

nbch die naeh Buchstabe b
iVm den Sätzen 3 und 29naßgebende Véré'

dienstgrenze v9n ü25;;- DMm9natlich nieht überSchreitet. Dabei
sind die Bégriife "Entéelt" und "Beschäftigung gegen Entgelt" 18

der in 5 7 SGBIV definierten Beschäftigungunddesin 5'1u"
SGB IV definierten Arbeitsentgelts zu verstehen, 9bgleich diese

Begriffe
schon in $ 25 Abs N in der vor

dem Inkrafttreten des V

SGB IV zum 1. Juli 1977 geltenden Fassung
gebraucht

wurden (sb

schon der 1. Senat des Bundessozialgerichts — BSG - im Urteil

vom 27. April 1982, BSGE 53, 2ü2, 2N3 = SozR 2200 $ 1248 Nr 36).
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Davon gehen auch die Beteiligten
aus.

Das LSG hat zu Recht die Tätigkeit eines Ortsbürgermeisters unter
éerücksichtigung

der einschlägigen Rechtsprechung des BSG in:

-.einer zutreffenden Gesathürdigung aller Umstände des Einzelé

falles als unselbständige Beschäftigung angesehen. Insoüeitn'

ühtéfiiégén die richtige UmschreibungdesRechtspegriffsder
un$elbständigen Beschäftigung und deäsen Anwendung auf den fest-

gestellten Sachverhalt uneingeschränkt der Nachprüfung durch das

vRevisionSgericht (entsprechend zum stéuerreChtlichen Dienstver-r

hältnis BFHE 105, 380, 382). Soweit das LSG hierzu Vorschriften
_

der GémQ Rheinland-Pfalz
vom 1u. Dezember 1973 angewandt hat, "

ist der Senat hieran gebunden, da diese nach 5 162 366 kein- “

revisibleszecht
ist; der Sénat ist jedoch nicht daran gehindert,

geltererorschriften
der Gem0

anzuwenden,
da das BSG den Inhalt :

nicht
révisiblér

Vorschriften erstmalig feststellen darf (BSGE

53;292,ausf).

Die unselbständigeArbeit wird dadurchcharakterisiert, daßsie
fmit den Weisungsrecht eines

Arbeitgebers ausgeübt wird" (Amt-‘

liche Begründungzu 5'7 SGBIV in BT-Drucks7/1122). Diese Wei-
sungsgebundenheit ist

sogar
dort nach rorhanden, Wo sie sich

-
bei hochqualifizierten Mitarbeitern - "zur funktionsgereéhteh

dienenden Teilhabe am
Ärbeitsprozeß verfeinert" (vgl zB BSGE 16,

289, 291; 36, 262, 2633 M7, 201, 201). Zur Tätigkeit eines en-'
renantlichen Bürgermeisters entspricht es geäicherter Recht-

sprechung des SSG, daß weder dessen Rechtsstellung als Organ der

Gemeinde mit eigenen gesetzlichen Befugnissen noch das Rechts—
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verhältnis
als

Ehrenbeamter noch
die Bezeichnung der einen Ver-l

dienstausfall ausgleichendén Vergütung als Aufwandsentschädigung

von vornherein die -Annahme eines Beschäftigungsverhältn1sses '

ausschließen (Urteile des 12. Senats vom 27. März 1980 in sozR

2200 5 165 Nr "M und vom 23. September 1980 BSGE 50, 231 =
szR

2200 5 1229 Nr 12; im Ergebnis schon urteil des 3. Senats von T-

21. Januar 1969 -‘3 BK 81/67
-

Breithaupt 1969..823). Bürger;

meiSter wurden als abhängig Beschäftigte angesehen, wenn sie in

diesen Amt über Repräsentationsauféaben hinaus den allgemeinen.

Brwerbsleßendzngängliche verwaltungsfunktionen ansüben} das kann

nur für das jeheilé betroffene Bundesland benrteiltÜwer_den. da in
den Kommunalverfassungen der einzelnen Länder die Rechtsstellung

der (ehrenamtlichen) Bürgermeister unterschiedlich ausge3taltet

ist (BSGE 50, 231, 232). Soweit der B0rgermeiSter
nach der Kom-

münalverfassung
als Vorsitzender des Gemeinderats Repräsenta— '

tionsaufgaben wahrhimmt, ohne daß ihm zugleich die Funktion als

Verwaltün333pitze ankommt, wie dies ZB nach der niedersächsischen

Gemeindeordnung oder nach der nordrhein-wé$tfälischen Gemeinde-

ordnung der Fall ist, wurde ein Bésohäftigungsverhältnis bzw ein

steuerrechtliches‘Dienstverhältnis verneint (vgl BSGE_SO‚231,

232;7BFHE 8”, 361)}'Wenn er jedoch als—Hanptgeneindebeamter Lei-

té£ der Gemeindeverwaltnng ist.
wie dies nach der saarländischen

Konmnnalverfassungn(380„Breitnaupt 1969.1823), nach der bayerié

schénkémuiuf1alirerfaséung(BSGE50,231;BFHE101,389) tind1mhl

anchi'in'Schlesivig-Lliolstein'derFan... (BSGSozR_22005 165' '
Nr-hü, der Rechtsstreit wurde zur Klärung der Vérhältnisse in

einer amtsangehörigen
Gemeinde

zurückverwiesen), wurde ein Be—

schäftigungsverhältnis angenommen. Soweit der 1. Senat im Urteil
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ivom
27. April 1982 (BSGE 53, 2H2 :

SozR 2200 5.12N8 Nr 36) für‘

ein ehrenamtliches Mitglied eines Gemeinderats in Bayern ein Be—

schäftigungsverhältnis Verheiht hatj entspricht dies der'ange—.'

führten Redhtsbrechung‚
der der Senat naeh eigener Prüfung folgt,

zumal die ■evision keine neuen,
bisher noch nicht berücksich4

tigtén Argumente vorgetragen hat. Danach kann nicht zweifelhaft

' sein, daß Bürgermeister und Verbandsbürgermeister
nach der:}

rheinlahd-pfälzischen Gemeindeordnung als Leiter der Qemeindee
.

verwaltung (vgj'5 u7 Gemo)abhängig Beschäftigte sind;léf
.&

‘.‚g..v- ‘ ‚.,..f :=. . [a, _.y_ „„.
„.‚:_‘‚

:. ‚ : .‘x .\‚ . >. -

Auch im Falle
des Ortsbürgermeisters einer verbandsangehörigen

Gemeinde (Ortsgemeinde)_ist ein Beschäftigungsverhältnis zu be—

jähen.
Die

GemÖbeläßt der
Ortsgemeinde wesentliche Verwaltungs;

aufgaben; Sie bestimmt im Dritten Kapitel "Besondere Bestimmungen

für verbandsgemeinden und 0rtsgemeinden", daß die Erfüllung "der

übertragenen staatlichen Aufgaben" (5 68 Abs 3 Nr 1) und
der “.

'
Vollzug des Gesetzes über ordnungswidrigkeiten (aaO Nr 2) der-a

Verbandsgemeinde
obliegt, die auch bestimmte in $ 67 bezeiChnete

Selbstverwaltungsaufgabeh
anStelle der Ortsgemeinde wahrzunehmen

hat,
so

daß noeh wesentliche Selbstverwaltungsaufgaben der
orts-

gemeinde verbleiben. Diese Vérwaltüngsaufgaben werden zwar gemäß
5,68 Abs 1 Gemö

- wie das LSG für den Senat verbindlich ausgeel

führt hat
-

von der Verbandsgemeinde im Namen und im Auftrag der

ortsgemeinde ausgeführt Damit wird in den Ortsgemeinden die 2-4

Qemeindeverwaltung in der Regel auf die Person des OrtSbürger-

meisters konzentriert, der jedoch seine Position als_Verwal-li

tungsspitze,
soweit Selbstverwaltungsaufgaben der Ortsgemeinde in

deren Namen und Auftrag von der Verbandsgemeinde ausgeführt wer- f
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. den, im wesent1ichen behä1t3

Die Revision meint zu
Unrecht, der 0rtsbürgermei$ter habe tat;

säohiich
nur

noch RepräSentationee und Vorsitzanfgaben,
Schon

‘

dessen.ßefugnisse im Gemeinderat fußeh im wesentlichen nicht auf
der'é'nicht einmal erforderlichen —'Wähl'qum‘Gemeinderatsmit—l.=

giieq.ibennfür denÖrtsbürgermeistergilt's 35fcemofe■t-awsv%
spreChend, wonach der Bürgermeister den Vorsitz im Gemeinderat '

führt (Abs 1) Und anch der Vorsitzende, der nicht gewahltes

Ratsm1tglied
ist, Stimmrecht hat (Abs 3) démäß.s 69 Abs 2 Gém0

„

stehen die Rechte und Pflichten.nach 5 H2 Geanneben dem Ortsi'

bürgermeister auch demäBürgermeister au. Hiernach hat derlßüfe'

germeister
die

Ausführung eines Ratsheschluéses
bei

bestimmten"

Verstdßen
"auszusetzen" und ggf die Entscheidung der Aufsichts—

behördefeinzuholenéi

Das dem Bürgermeister als Vérwa1tuhgsspitze zukommehde Weisungs-

recht wird nicht aufgehoben, sondern lediglich modifiziert. Nach

5 68 Abs 1 Satz 1 2. Halbsatz Gem0 iSt die Verbandsgeme1ndever-M

waltung bei Führung der Verwaltungsgeschäfte der Ortsgemeinde an

Entscheidungen des Ortsbürgermeisters gebunden. Diese Sind dem

Bürgermeister der Verbandsgemeinde_mitzuteilen (S 70 Abs 1
GemO;

Ver■altungsvorschriften zur Gem0 ; VV-Gem0
-

Nr‚2.2„gu‚5.68)1 Die

Verbandsgemeindeverhaitüng darf Wéisünéeh
der Ortsgemeinde, d1é„'

sie nicht für rechtmäßig hä1t, nicht ansführen (VVÄGemONr 2.3 in

5 68). Damit b1eibt gerade in wichtigen Verwaltungsangelegenhe17

ten die Verwaltung$kompetenz des Ortsbürgermeisters erhalten.
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Zur
Verwaltungetätigkeit gehört entgegen der Ansicht des LSG auch

die gemäß5 68 Abs 1 Satz 2 Nr u und Satz 3 Nr 3 GemOdemOrts- '

bürgerme13ter obliegende Außenvertretung der Gemeinde ein-

schließlich der Unterzeichnung
von

Verpflichtungserklärungen, wie

bereits der 12 Sénat im Urteil
vom

23. September _1980 (BSGE .

50 231 232) entschieden hat. Zu den Verpfl10htungserklärungen

geboren (vg1 VV—Gem0 zu S 67 Ziff 6) der Antrag auf Bundes- und

Landeszuwe13ungen sowie die Ausübung des Vorkaufsrechts nach
dem

—‘Bundesbaugesetz. Für
die vom LSG hervorgehobene Beratungsaufgabe

ist es belanglos, daß s1ch die Gemeindebürger in zahlreichen

Fällen auch
an

sonstige Mandatsträger oder an Stel1en der ver-

bandsgemeinde wenden werden. Darüber hinaus hat der ortsbürger- '

meister nach den Fé$tstél1üngen des LSG gemäß 5
70 Abs 1 GemÖ im

'Rahmen der vorgeschriebenen vertrauenévo1lén Zusammenarbeit zwip

geheniverbands}
und Ortsgemeinde wichtige verwaltungsaufgaben'zu

éffuiie■. Schl1eßlich hat das LSG es zutreffend als Indiz für “.

eine abhängige Tätigkeit angesehen, daß LohhSteuer und szia1-

äé£éiéhgruhgsbgiträge ébgeführt werden sind (BSGSozR2200 5 165
pru5 mwN;vgl auchBAGE19, 329,330;25, 505,511_undBFHE117,
550,“552). “ '

Fön der erzielten Aufwandsentséhädigung
hat das LSG im Ergebnis

zu Recht 273 813 Arbeitsentgelt iS des S 1" SGB IV angesehenb

insoweit ist demLSGdarin zuzustimmen‚ daß der Teil der Auf-
wandsentschädigung, der über den wirklichen Aufwand hinausgeht

und zB
Verdienstausfall ersetzt,

zum
Arbeitsent_gelt gehört. Bei

der
Ermittlung des in der Aufwandsentschädigung enthaltenen Ent-

gelttei1s hat dasLSGals Anhalt berücksichtigt, in welchem
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Umfange die Aufwandsentschädigung zu
9ersteuern

war (vgl BSG

SozR22005 165Nr]ÜU.'auf"Bl—.61). Soweit sich das LSGhierfür auf
eineanunderlaß des'3021alministeriums Rheinland—Pfalz vom'

221'Jun1 1957 berufen hat, wendet d1e'Revisien
zu

Recht'e1n,
daß

d1eSer'Erlaß d1e Einführung der Verbandsgemeinde in der Gem0 vom'

14. Dezember 1973 noch nicht habe berücksichtigen können.
Insoé?

.weit war
der Erlaß 'des Ministeriums der Finanzen

vom 1”. 'Dezem-

ber 1978 (MinBl‘1979‚ 6) über die steueriiche Behandlung vcni■i*

Entschadigungen die den ehrenamtlich bzw
hauptamt1ich

bei

kommunalen
Geb1etskorperschaften tätigen Personen gewährt'

werden,

anzuwenden. Nach diesem im-E1nvernehmen mit dem Bundesfinanzmi—=

nister
ergangenen Eriaß sind für OrtSbürgerme1ster die pauschale

Ent30häd1gung und Sitzungsgelder
zu

einem Dritte1, mindestens'

jedoch 1n Höhe' der dort genannten Beträge —
bei bis zu 20. 000

Einwohnern' monatlich 150,
--

DM
-

steuerfrei. Der
steuerfreie

Mindestbetrag
ist bei dem

vom 'LSG festgestellten steuer- und

sozialvers1cherungspfl1chtigen Zweidr1ttélanteil ven ü78‚-- DM
überschritten.'Die.vom'Kläger hérüorgehobene Möglichkeit, im „\

Einzelfall einen höheren Aufwandantéil nachzuweisen, ist jeden-

falls dann.unbeachtl1ch,'wenn der'Beschäftigte'vcn ihr'ke1nen

Gebrauch genacht und auch 1m'Söz1alvérsieherungsverfahren keinen

höheren'ßufwand'im einnelnen dargelegt hat. Wenn'der 1;'Senat in

den angeführten Urteil'vcn
27. April

1982'me1nt‚_d1e dem danae'

11gen K1ägér nach Aufgabe'seiner entlohnten Beschäftigung'ge;

2ahlte Äufwandsentschädigung für die fortgesetzte ehrenamtliche

Tätigkeit als Stadtrat nach der'bayeriSChen Kommunalverfassung

könne keinen Ausgleich für Verdienstausfall enthalten, so ist das

jedenfalls auf die vom Kläger nach Maßgabe des Landesrechts

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_12-

RheinlandéPfalz bezogene
Aufwandsentschädiguhg_nicht

zu über-

tragen. Hierzu bestimmt_die sehon
vom LSG angewandte Landesver-

ordnung über die Auf■ahdsentschädigung für Ehrenamter in Ge-
neinden und Verbandsgemeindenvom 1. März 197U'(EntsChädié7'l
gungs?V9) in der Vom LSG berücksichtigten FaaSung durch Ver-

ordnung (vo) vom 30_. November 1979 die Änderungen durch die

verordnungen
vom 7. Juli 1980, 8. Juli 1981 und 29. Oktober

1982 betreffen diesen Punkt nicht -
in 5 6, daß durch die Auf-

wahdäéntschädigung dem Ehrenbeamten die mi_t_ der_ _Wa_hrnehmuhg

seines Amtes verbundenen notwendigen baren Auslagen und seine

Sönstisen persönlichen Aufwendungen abgegolten_ werden; dief‘

Regelung des 5 U Abs 3, wonaoh der Verdienstausfall in Form von ?

Durchschnittssätzen ersetzt werden kann, gilt entsprechend. Das

Fehlen eines konkreten Verdienstausfalls schließt eine Erstattung

nach Duhchséhnittssätz
n nic t aus. Im übrigen ist_auch kein Ah—l

hältsth
t dafür ersichtlich; daß die Aufwandsentschädigung mitf‘

Aufgabe der selbständigen Tätigkeit_ des Klägers wegen Wegfalls

eines Vérdienstausfallés gemindert werden wäre. Ü " '

bamit überschreitet das beitragspfliéhtige Arbeitsentgelt die für
den Hinzuverdienst geltende Grenze um 53‚—- DM, was den strei-

tigen AHspruch auf Altersrente ausSchließt. Dabei
hat das LSG die

grage‚ ob der übersteigende Betrag im Hinblick auf die Höhe der '

verdienstgrenze bzw im Hinblick auf die verdrängte_Altersrenteil>

unverhältnismäßig gering ist, zu Recht als unbeachtlich angesehen

(V31 Zub ÜÖGPSÖhPEitUHEeiner verdienstgrenze'uon 1.000,—- DMuml

7,3“ DM SOZR 2200 5 1267 Nr 27). Eine den überschießenden Betrag

lediglich_anrechnende Lösung mag unter dem Gesiohtspunkt der*

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_13_

Verhältnismäßigkeit zwar
vorzuiiehen sein;’demgegenüber ist bei

den hier streitigen Rentenleistungen
unter dem Gesichtspunkt der

Verwaltungsvereinfachung jedoch zu beachten, daß diese möglichst

in gleichbleibender Höhe, und damit ohne Anrechnung Schwankender

Bezüge, vomGesetzgeber ausgestaltet werden.

Der 1. Senat meint in der angeführten Entscheidung
vom

27. April 1982 abschließend, das Ergebnis, daß die den ehren-

amtlichen Mitgliedern eihes Gemeindenats in Bayern gewährte Auf—

wandsehtschädigung dem Ahsbruch auf flexibles Altersruhegeld
unschädlich sei, befriedige;

der
Geset2geber habe mit der Rege-

lung über das flekible'Altersruhegeld in 5 12M8Abs 1 und 4 BVD

keinen wirtschaftlichen Zwangauf Versicherte ausübenwollen,‘
kommunale Ehrenämter

nicht zu übernehmen oder nieder2ulegen (BSGE

53, 242, 2ü7). Das bezieht sich ersichtlich nur auf die dort

behandelte
Fallge3taltung

einer nicht sozialüersicherungspflich-

tigen Aufwand3ent$chädigung. Scweit die Recht3prechung die Auf-

wandsentschädigung von kömmunalenEhhenbeamtehals soéiaIVer- '

sicherungspflichtiges Entgelt angesehen hat, liegt dies auch im

wohlverstandenén Interesse des Versicherten. barin liegt keine

Behinderung, sondern eine Förderung der
ehrenamtlichen Tätigkeit.

Wenn der Gesetigebér die Berücksichtigung des versicherunge-

pflichtigéh Arbeitsentgelts in 5 25 AVG bei dieser Oder anderen

gemeinnützigen Tätigkeiten hätte ausschließen wollen, so hätte

dies eine Sondervorschrift erfordert; Dementsprechend
hat der

Senat in einem nicht veröffentlichten Urteil vom 15. November

1973 — 11 RA 24h/72 — im Falle eines ehrenamtlichen Bürgermei-

sters der GemeindeA — , im Lande Rheinland-Pfalz, der in
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seinem HauPtberuf "arbeitslos" war,
einen

Anspruch auf vorgezo-'f

genes Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit nach 5 25 Abs 2 AVG .■„

verneint‚ da die versicherungspflichtige Beschäftigung als eh-
renamtlicher Bürgermeister

mit einer Aufwandsentschädigung von

700, -;szw 749,-- DM, die
nur zu einem Drittel steuer- und

beitragsfrei sei, ArbeitsloSigkeit ausschließe. Schließlich
.„greift auch der Einwand des Klägers nicht durch,. die _Verdienst-

grenze solle lediglich den Arbeitsmarkt
—

wenn auch in einem

weiteren die selbständige Tätigkeit mitumfassénden Sinne - ent-
läSt6n‚ der durch die Fortführung einer ehrenamtlichen kommunalen

Tätigkeit nicht berührt werde. Denn der Gesetzgeber hat den Zu"
entlastenden Arbeit3markt'durch die Begriffe Arbeitsentgelt und—

Arbéitséinkommen begrenzt und damit Beschäftigungen als Beamter,

als Wahlbeamter und auch als Ehrenbeamter‚'soweit das versiche-'

ruhgspflichtigé Entgelt bestimmte Grenzen überschreitet, einbé—f

Zogensz s ist aus
Verfagsungsgründen

nicht zu
beanstahden,

da

auch diese Verdienstmöélichkeiten
letztlich von bisher Arbeits-

losen wahrgenommen werden können.
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Die Revision des Klägérs war daher mit der Kostenfolge aus 5 193

SGG zurückzuweisen.
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